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Diktatz.:  

     

 

Stadt Laatzen 
Der Bürgermeister 

Laatzen, den 08.02.2016    

Beschlussvorlage 
- öffentlich - 

 
 
Beratungsfolge: Drucksachen-Nr.: 2016/037 

 
Stadtkindertagesstättenbeirat am 15.02.2016 TOP: 
   
Ausschuss für Kinder- und  
Jugendhilfeangelegenheiten 

am 25.02.2016 TOP: 

   
Verwaltungsausschuss am 03.03.2016 TOP: 
   
Rat der Stadt Laatzen am 03.03.2016 TOP: 
   

 
 
 
Änderung der Benutzungsordnung der städtischen Kindertagesstätten 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Änderung der Benutzungsordnung der städtischen Kindertagesstätten wird in der 
der Drucksache anliegenden Fassung beschlossen. 
 
 
 
 
Sachverhalt: 
 
Die Benutzungsordnung für die städtischen Kindertagesstätten ist letztmalig im Jahr 
20.04.2012 geändert worden (Ds.-Nr.: 2012/057).  
 
Vor dem Hintergrund des Streiks der Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst 
im Mai/Juni 2015 hatte der Rat der Stadt Laatzen den Bürgermeister beauftragt, eine 
aus Elternvertretern und Mitarbeitern der Verwaltung bestehende Arbeitsgruppe zur 
Erarbeitung eines Vorschlags zur Neuregelung des § 8 Abs.4 der Benutzungsord-
nung für die städtischen Kinderbetreuungseinrichtungen (Wegfall der Entgeltzah-
lungspflicht bei Schließung der Tageseinrichtung aus unabweisbaren Gründen) zu 
bilden und diesen unter Beteiligung des Stadtkitabeirats und des Ausschusses für 
Kinder- und Jugendhilfeangelegenheiten zur Beratung und Beschlussfassung durch 
den Rat vorzulegen. 
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Der Vorschlag der aus jeweils vier Vertretern der Elternschaft im Stadtkindertages-
stättenbeirat und der Verwaltung bestehenden Arbeitsgruppe sieht hinsichtlich des § 
8 Abs. 4 der Benutzungsordnung vor, dass ein Anspruch auf Erstattung gezahlter 
Elternentgelte zukünftig bereits nach einer fünftägigen Schließung der Einrichtung 
entstehen soll. Die Schließung muss nicht an fünf direkt aufeinander folgenden Be-
treuungstagen erfolgen, jedoch in der Summe mindestens fünf Tage aus demselben 
Grund umfassen. So würde auch im Falle eines Arbeitskampfes mit mindestens fünf 
(Warn-) Streiktagen, die nicht zusammenhängend stattfinden müssen, ein Erstat-
tungsanspruch entstehen. 
 
Daneben wurden noch einige andere Änderungsvorschläge erarbeitet, die in der an-
liegenden Synopse der bisherigen Version gegenübergestellt sind und erläutert wer-
den. 
 
Im Auftrag 
 
 
 
Thomas Schrader 
 
Anlage 
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